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Umfragen und Stimmungsbilder zu aktuellen Themen aus Steuerpolitik, Sozial-
politik, Arbeitspolitik, Europapolitik und Management.       31. Juli 2009 
 

 Umfrage 

Die Stimmung der Führungskräfte vor der 
Bundestagswahl 

Parteiprogramme im Test – Überraschung bei 
Sonntagsfrage 
 

In einer Ende Juni 2009 durchgeführten Umfrage gaben 
440 Teilnehmer des Umfragepanels »Manager Monitor« ih-
re Einschätzungen zu einer Auswahl von Aussagen aus den 
Forderungen aus den Wahlprogrammen der im Bundestag 
vertretenen Parteien sowie zu ihrer Parteipräferenz ab. 

Sachthemen 
Differenziert fällt das Bild aus, wenn die Teilnehmer einzel-
ne Wahlkampfforderungen der Parteien zu den Bereichen 
Arbeitspolitik, Steuerpolitik, Wirtschafts- und Standortpoli-
tik, Sozialpolitik und Europapolitik beurteilen. Um das Ant-
wortverhalten der Teilnehmer nicht zu verfälschen, wurden 
in der Umfrage 

Einzelaussagen aus den Parteiprogrammen ohne Nennung 
der jeweiligen Quelle zur Bewertung gestellt. Die Auswahl 
der Forderungen ist nicht repräsentativ.  

Dementsprechend eignet sich die Auswertung auch nicht 
zu einer Überprüfung der logischen Konsistenz des eigenen 
Wahlverhaltens – wie dies etwa der »Wahl-O-Mat« der 
Bundeszentrale für politische Bildung für sich beansprucht. 

Interessant sind die Einzelergebnisse dennoch. Es zeigt 
sich, dass auch die von Führungskräften derzeit nicht prä-
ferierten Parteien mit Einzelforderungen auf hohe Zustim-
mungsraten stoßen. 

Steuerpolitik 
Die eher moderaten Steuersenkungspläne von CDU/CSU 
werden fast einhellig positiv bewertet. Das viel weitergeh-
endende Modell der FDP bleibt deutlich dahinter zurück (50 
Prozent positive Bewertungen). Immerhin 48 Prozent be-
werten den grünen Vorschlag einer Finanzumsatzsteuer 
positiv. 

Mehrheitlich negativ bewertet werden hingegen die Vor-
schläge der SPD für eine Kappung des Ehegattensplitting 
(37 Prozent Zustimmung) oder das Mo dell der Linken für 
eine Sondersteuer auf Vermögen über einer Millionen Euro 
(39 Prozent). 

 

Arbeitspolitik 
Der Vorschlag der SPD für einen Informantenschutz von 
Arbeitnehmern bei Rechtsverstößen des Arbeitgebers fin-
det mit 90 Prozent eine überwältigende Zustimmung. 
Knapp mehrheitlich befürwortet werden das Modell von 
CDU/CSU zur Frage von Mindestlöhnen sowie die Überle-
gungen von Bündnis 90/Die Grünen zur Ausweitung von 
Mitspracherechten der Arbeitnehmervertretungen bei Um-
strukturierungen. 
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Keine Mehrheit finden hingegen die Vorschläge der FDP für 
höhere Schwellenwerte beim gesetzlichen Kündigungs-
schutz sowie der Linken für eine Abschaffung der sach-
grundlosen Befristung. 

 

Sozialpolitik 
Im Bereich Sozialpolitik stoßen fast alle zur Bewertung 
stehenden Forderungen auf große Zustimmung. Eine Aus-
nahme bildet die Kernforderung der Grünen im Bereich So-
zialpolitik. 

 Ihre Forderung nach einer Verschmelzung von gesetzli-
cher und privater Krankenversicherung in einer solidari-
schen Bürgerversicherung wird von einer knappen Mehr-
heit der Befragten negativ bewertet. 

Auffällig sind die hohen Zustimmungswerte für die Forde-
rung der Linken nach einer Einbeziehung von Beamten und 
Selbstständigen in die gesetzliche Rentenversicherung.  

Offenbar besteht auch bei den fast ausschließlich gesetz-
lich rentenversicherten angestellten Führungskräften ein 
aus geprägtes Bedürfnis nach einer Gleichbehandlung aller 
Erwerbstätigen in der Frage der gesetzlich verpflichtenden 
Alterssicherung – zumindest in der »ersten Säule«. 

 

Wirtschaftspolitik 
In der Wirtschafts- und Standortpolitik ist es allen Parteien 
gelungen, den Nerv der Führungskräfte zu treffen. Hier 
fällt nur die Zustimmung zur Forderung der Linken nach 
einem 100-Milliarden-Euro-Paket für eine nachhaltige Wirt-
schaft ein wenig zurück. 
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Europapolitik 
Die Befragten unterstützen fast einhellig das Konzept einer 
unabhängigen Europäischen Zentralbank: 93 Prozent Zu-
stimmung für die dem entsprechende Forderung der 
CDU/CSU gegenüber 42 Prozent Zustimmung für die For-
derung der Linken nach einer Kontrolle durch Parlament 
und den Rat der Wirtschafts- und Finanzminister. Mehr-
heitlich positiv bewertet werden die Vorschläge von FDP 
und Bündnis 90/Die Grünen für eine Stärkung von Rechten 
der EU-Bürger. Den von der SPD geforderten zurückhal-
tenderen Kurs bei der Liberalisierung von Leistungen der 
Daseinsvorsorge unterstützen immerhin 56 Prozent. 

 

Sonntagsfrage 
Bei der Frage »Welche Partei würden Sie wählen, wenn am 
nächsten Sonntag Bundestagswahlen wären«, ergibt sich 
ein Ergebnis, das in den Parteizentralen wahlweise für gro-
ße Freude oder blankes Entsetzen sorgen dürfte. Verallge-
meinerte man die Ergebnis se dieser »Sonntagsfrage«, gä-
be es eine klare Machtperspektive nur für die Union – und 
zwar als Juniorpartner der FDP in einer gelbschwarzen 
Koalition. Denn die FDP schnellt von 23,3 auf 42,6 Prozent. 

CDU/CSU verlieren im Vergleich mit den Wahlen vor vier 
Jahren dramatisch an Zustimmung und fallen von 44,3 auf 
nur noch 32,5 Prozent. Die SPD büßt über die Hälfte der 
Wähler ein, die sie 2005 unter den Führungskräften noch 
hatte. Mit 10,1 Prozent erreicht sie einen Wähleranteil, den 
sie sonst allenfalls aus Sachsen kennt. Dass sie damit ihr 
Wählerpotenzial bei den Führungskräften nicht einmal an-
nähernd ausschöpft, zeigen die 21,5 Prozent aus dem 
2005. Bei den Wahlen 2002 lag der SPD-Anteil sogar noch 

bei fast 25 Prozent.  Bündnis 90/Die Grünen liegen mit 
10,8 gegen über 10,3 Prozent 2005 knapp, aber stabil im 
zweistelligen Bereich. Die Linke schafft es mit 2,4 Prozent 
zwar, ihren Stimmenanteil unter den Führungskräften zu 
steigern, bleibt aber immer noch weit unter der Fünf-
Prozent-Marke. 

 

Koalitionsüberlegungen 
Die zwei Fragen nach der erwarteten und individuell bevor-
zugten Koalitionszusammensetzung führen zu einem ein-
deutigen Ergebnis. Eine schwarz-gelbe Koalition ist die mit 
großer Mehrheit (71 Prozent) erwartete und von einer et-
was kleineren Mehrheit (63 Prozent) bevorzugte Konstella-
tion. 24 Prozent halten eine Fortsetzung der großen Koali-
tion für am wahrscheinlichsten. Gewünscht wird dies aber 
nur von zwölf Prozent. Für eine Jamaika-Koalition aus 
CDU/CSU, FDP und Grünen können sich sieben, für eine 
Ampel-Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
neun Prozent erwärmen. Keine Unterstützung findet eine 
rot-rotgrüne Koalition. 
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Zusammenhänge 
Meist besteht kein statistischer signifikanter Zusammen-
hang zwischen der Wahlabsicht und der Beurteilung einer 
bestimmten politischen Forderung. Signifikante Unter-
schiede – gab unter anderem in folgenden Einzelfällen: 

 Zukunft des Kündigungsschutzes: Höhere Schwellen-
werte für den Kündigungsschutz finden nur bei FDP-
Anhängern Zustimmung und werden ansonsten abge-
lehnt.  

 Mehr Mitsprache bei Umstrukturierungen und Abschaf-
fung sachgrundloser Befristungen: Beide Forderungen 
werden von Anhängern von SPD, Grünen und Die Lin-
ke mehrheitlich befürwortet, von Anhängern von 
CDU/CSU und FPD hingegen ab gelehnt – im Falle der 
Union allerdings nur knapp.  

 Befreiung von öffentlichen Leistungen der Daseinsvor-
sorge vom Zwang zur Liberalisierung: Diese Forderun-
gen wird nur von Anhängern von Bündnis 90/Die Grü-
nen und der Linken mit besonderem Nachdruck 
unterstützt, ansonsten nur knapp mehrheitlich unter-
stützt (CDU/CSU, SPD) oder sogar mehrheitlich abge-
lehnt (FDP). 
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